
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde, 
 

die digitalen Themen standen in 
dieser Sitzungswoche im Mittel-
punkt. Im Rahmen des neuen 
Ressortzuschnittes beschäftigt 
sich der Verkehrsausschuss jetzt 

auch mit dem Zukunftsthema di-
gitale Infrastruktur.  

In meiner Funktion als stellvertretender Vorsitzender 
des Ausschusses für Verkehr und digitale Infrastruktur 
ist es mir wichtig, mich den digitalen Herausforderun-

gen für den ländlichen Raum zu stellen. Vor diesem 
Hintergrund habe ich in dieser Woche eine Vielzahl 
von Gesprächen zum Thema Digitales geführt. 
Unser Ziel ist die flächendeckende Versorgung unse-
res Landes mit leistungsfähigen Breitbandanschlüs-

sen. Während in städtischen Gebieten bereits seit 
längerem eine vollständige Abdeckung mit Breitband-
internet besteht, haben rund 100.000 (0,8 Prozent) 
der insgesamt 13,4 Millionen Haushalte in halbstädti-
schen Räumen noch keinen Zugang. Bis zum Jahr 2018 

soll es in Deutschland eine flächendeckende Grund-
versorgung mit mindestens 50 Mbit/s geben. Das Ziel 
ist ambitioniert. Es kann nur im Wettbewerb und 
durch eine Technologie- und Anbietervielfalt erreicht 
werden.  

Für die Versorgung insbesondere des ländlichen 
Raums mit Hochleistungsnetzen ist die umfängliche 
Ausschöpfung von Synergien erforderlich. Dazu 
bedarf es der weitgehenden Mitnutzung vorhandener 
geeigneter Infrastrukturen, wie beispielsweise die 

Nutzung der DVBT 2 Frequenzen. Hier werden wir 
intensive Gespräche mit den Ländern führen. 
 
Diese und weitere Themen und Termine begleiteten 
meine Arbeit in dieser Woche in Berlin: 

 Diskussion mit Schülern der Franziskus-Schule 
Warendorf 

 Teilnahme an Expertenanhörung der AG Umwelt  

 Gespräch bei der VIFG mit der AG Verkehr 

 Austausch von Mitgliedern der Unionsfraktion 

mit Bundesumweltministerin Dr. Hendricks zu ak-
tuellen Themen   

 Gespräch mit Vertretern des Bundesverbandes 

Güterkraftverkehr, Logistik und Entsorgung 

 Fachgespräch der AG Verkehr zum Thema „Eck-

punkte zur Breitbandinfrastruktur"  

 Treffen mit der Telekom  zum  Breitbandausbau 

 Austausch mit Bundeslandwirtschaftsminister 

Schmidt zu aktuellen Fragen in der Landwirtschaft 
 

Ich wünsche Ihnen weiterhin eine interessante Lektü-
re des Newsletters und möchte Sie zudem auf meine 
Homepage www.cdu-sendker.de hinweisen. 
Ihr 

 
Reinhold Sendker MdB 
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Erfolgreiche Einigung auf Rentenpaket  
 

CDU/CSU und SPD haben sich 

am Montag über die letzten 

strittigen Einzelheiten des gro-

ßen Rentenpakets geeinigt. 
Damit kann das Paket, das un-

ter anderem Verbesserungen 

bei der Mütterrente und die 

vorzeitige Rente nach 45 Bei-
tragsjahren umfasst, am Freitag 

vom Bundestag verabschiedet 

werden.  
 

Die CDU-Landesgruppe NRW und die gesamte CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 

Bundestag zeigten sich zufrieden, dass mit der jetzt beschlossenen Regelung zur 
Rente mit 63 die befürchtete Frühverrentungswelle verhindert werden kann. 

Die Einigung auf das Rentenpaket in relativ kurzer Zeit ist ein gutes Beispiel dafür, 

dass die Große Koalition ihre Aufgaben zuverlässig  abarbeitet und dem Land eine 

gute Regierung stellt. 
Gerade die Mütterrente war ein wichtiges Anliegen der CDU/CSU-Fraktion. Bei 

der Verbesserung geht es darum, dass Mütter von Kindern, die vor 1992 geboren 

wurden, ein zusätzliches Erziehungsjahr in der Rente anerkannt bekommen. Das ist 

insofern wichtig, als Mütter damals noch nicht von einem Netz aus Kinderbe-
treuungseinrichtungen profitieren konnten, das es ihnen erlaubt hätte, berufstätig 

zu sein und somit für die Rente vorzusorgen. 

Bei der Rente mit 63 nach 45 Beitragsjahren sollen Zeiten des Arbeitslosengeldbe-

zugs ohne zeitliche Beschränkung angerechnet werden. Die letzten beiden Jahre 
vor der Rente mit 63 werden dabei allerdings nicht mehr mitgezählt. Damit wird 

verhindert, dass Arbeitnehmer sich mit 61 arbeitslos melden können, dann zwei 

Jahre Arbeitslosengeld beziehen und mit 63 nahtlos in die Rente übergehen. 

Ausgenommen von der individuellen Stichtagsregel gegen die Frühverrentung sind 
Arbeitnehmer, die von der Insolvenz ihres Unternehmens oder der Geschäftsauf-

gabe betroffen sind. Auch freiwillig Versicherte, insbesondere selbstständige 

Handwerker, die nach 18 Jahren Pflichtbeitragszahlung in die freiwillige Versiche-

rung gewechselt sind, können von der Rente mit 63 profitieren. 
Darüber hinaus ist die Entscheidung richtig , dass parallel zum Anstieg des Renten-

alters von 65 auf 67 Jahre bis 2029 auch die vorgezogene Rente von 63 auf 65 Jahre 

ansteigt. 

Neu ins Rentenpaket aufgenommen wurde auf Betreiben des Wirtschaftsflügels 
der CDU/CSU-Fraktion die Einrichtung einer Arbeitsgruppe zur sogenannten Flexi-

Rente. Danach können Arbeitnehmer, die die Regelarbeitsgrenze erreicht haben, 

beim selben Arbeitgeber auch mit einem befristeten Arbeitsvertrag weiterbeschäf-

tigt werden.  
Damit kommt die Koalition nicht nur den Wünschen vieler Arbeitnehmer entge-

gen, die sich mit 65 zu fit für die Rente fühlen. Diese Regel ist auch eine Maßnah-

me gegen den Facharbeitermangel, der infolge der demografischen Entwicklung 

auf Deutschland zukommt. 
                Foto: Rainer Sturm  / pixelio.de 
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Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden.  

 

Schlussanträge des Generalanwaltes beim EuGH weisen beim  

Ausschluss von Sozialleistungen für EU-Bürger in die richtige Richtung 
Übermäßige Belastung der Sozialsysteme verhindern 
 

 Der zuständige Generalanwalt beim Europäischen Gerichtshof (EuGH) hat am Dienstag seine Schlussanträge im Vorlage-

verfahren Rs. Dano gestellt und festgestellt, dass Deutschland EU-Ausländer von Sozialleistungen unter bestimmten Um-

ständen ausschließen kann. Dazu erklärt der arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deut-

schen Bundestag, Karl Schiewerling MdB: 

 

„Der Generalanwalt beim EuGH erkennt zu Recht, dass die Freizügigkeit in Europa nicht zu einer übermäßigen Belastung der 
Sozialsysteme führen darf. Wer ausschließlich nach Deutschland kommt, um hier Sozialleistungen zu beziehen, muss von sol-

chen Leistungen ausgeschlossen bleiben, denn dann fehlt es an einer tatsächlichen Verbindung mit dem Aufnahmemitgliedstaat 

und einer Integration in diesen. Nach dem Vorliegen des Urteils des EuGH wird zügig zu prüfen sein, ob die Ausschlusstatbe-

stände im deutschen Sozialrecht anzupassen sind, um künftig einen wirksamen Ausschluss zu gewährleisten.“ 
 

Hintergrund: 

Der zuständige Generalanwalt beim EuGH hat seine Schlussanträge und die Stellungnahme in der Rechtssache Dano (C-333/13) 
eingereicht. Die Kläger, eine rumänische Staatsbürgerin und ihr 2009 geborener Sohn Dano, die seit 2010 in Leipzig leben, be-

gehren Leistungen der Grundsicherung nach SGB II (Regelleistung bzw. Sozialgeld sowie anteilige Kosten der Unterkunft und 

Heizung). Die beklagte BA (Jobcenter Leipzig) hat dies abgelehnt. Auf ihre Klage hat das Sozialgericht Leipzig die Sache dem 

EuGH zur Vorabentscheidung vorgelegt. Nach Angaben des vorlegenden Gerichts hat die Klägerin lediglich drei Jahre die Schule 
besucht, keinen Schulabschluss sowie keinen erlernten oder angelernten Beruf. Sie war bisher weder in Rumänien noch in 

Deutschland erwerbstätig. Die deutsche Sprache versteht sie nur eingeschränkt.  

Die beklagte BA hat darauf verwiesen, dass die Kläger nach deutscher Rechtslage von SGB II-Leistungen ausgeschlossen seien 

und dass nach ihrer Auffassung aus europarechtlichen Erwägungen für eine Ungleichbehandlung gegenüber deutschen Staats-
angehörigen mit der Vermeidung von „Sozialhilfetourismus“ ein sachlicher Grund gegeben sei.  

In seinen Schlussanträgen ist Generalanwalt Melchior Wathelet der Auffassung, dass das Unionsrecht es nicht verwehrt, dass 

Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten auf der Grundlage eines allgemeinen Kriteriums „besondere beitragsunabhängige 

Geldleistungen“, wie die Leistungen der deutschen Grundsicherung für hilfebedürftige Arbeitsuchende, verweigert werden, 
sofern mit dem herangezogenen Kriterium (wie z. B. dem Grund für die Einreise des Antragstellers in den Mitgliedstaats) das 

Fehlen einer tatsächlichen Verbindung mit diesem Staat nachgewiesen werden kann und so eine übermäßige Belastung für das 

Sozialhilfesystem verhindert werden soll. 

Die Schlussanträge des Generalanwaltes sind auch deshalb von hohem Interesse, weil ihnen der EuGH in der Ver-

gangenheit in der Mehrzahl der Fälle gefolgt ist. 

Mehr zu:  
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Berufsbildungsbericht 2014 
Der Berufsbildungsbericht 2014 zeigt, dass das duale System der beruflichen Bildung nach wie vor 

die wesentliche Säule für den Fachkräftebedarf der Zukunft und für über 500.000 junge Menschen 

der Einstieg in eine qualifizierte berufliche Tätigkeit ist. Er weist aber auch auf Tendenzen hin, die 
Indikatoren für eine Veränderung der zukünftigen Ausbildungsmarktsituation darstellen: Immer 

mehr junge Menschen streben eine Hochschulausbildung an. Zugleich wird es zunehmend schwie-

riger, das betriebliche Angebot an Ausbildungsplätzen und die Nachfrage der Jugendlichen zusam-

menzubringen.Der Berufsbildungsbericht stellt fest, dass in diesem Jahr die Zahl der neu abge-
schlossenen Ausbildungsverträge erneut sank. Das war der niedrigste Stand seit der Wiedervereini-

gung. Gleichzeitig erreichte die Zahl der offiziell gemeldeten unbesetzten Ausbildungsstellen einen 

Höchststand (33.500).  

Die Anträge der Koalitionsfraktionen heben die Bedeutung des deutschen Berufsbildungssystems 
für den Qualifikationsbedarf der Wirtschaft und die Beschäftigungsfähigkeit der Menschen hervor 

und fordern konkrete Verbesserungen zur Stärkung des Systems. 

Wichtige Anliegen der Koalition sind, die Maßnahmen im Übergang von der Schule in eine Berufs-

ausbildung weiter zu entwickeln (Bildungsketten, Ausbildungsgarantie) und das Berufsbildungsge-
setz auf möglichen Novellierungsbedarf hin evaluieren zu lassen. 
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